
Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der BSW-Fraktion 

45 Jahre Arbeit müssen reichen – Gute Renten sichern statt das 
Rentenalter weiter zu erhöhen 

Der Landtag möge beschließen: 

I. Der Landtag stellt fest, dass 

1. die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) die zentrale Säule der 
Alterssicherung in Deutschland ist und dauerhaft gestärkt werden muss; 

2. Viele Menschen in Sachsen sorgen sich zunehmend um ihre finanzielle 
Absicherung im Alter. Besonders betroffen sind Bürgerinnen und Bürger, deren 
Erwerbsbiografien durch die wirtschaftlichen Umbrüche der 1990er Jahre 
geprägt wurden. Arbeitsplatzverluste, längere Phasen der Arbeitslosigkeit, 
Niedriglöhne und berufliche Neuorientierungen nach der Wiedervereinigung 
wirken sich bis heute auf die Rentenansprüche vieler Menschen aus. Hinzu 
kommen Frauen, Beschäftigte im Niedriglohnbereich, Selbstständige mit 
lückenhaften Vorsorgebiografien sowie Menschen mit 
Erwerbsunterbrechungen aufgrund von Kindererziehung oder Pflege. 

3. der Freistaat Sachsen zu den Bundesländern mit einem besonders hohen 
Anteil älterer Menschen gehört, in dem vor allem in strukturschwachen und 
ländlichen Regionen wie dem Erzgebirge, der Oberlausitz, im Vogtland und in 
Nordsachsen der Anteil der Rentnerinnen und Rentner kontinuierlich ansteigt, 
weshalb eine verlässliche und armutsfeste Alterssicherung nicht nur 
sozialpolitisch, sondern auch für die ökonomische Stabilität der regionalen 
Wirtschaft und die Kaufkraft vor Ort von erheblicher Bedeutung ist; 

4. die Alterssicherung für den Freistaat Sachsen auch eine Frage der regionalen 
Entwicklung und des gesellschaftlichen Zusammenhalts ist, weil in 
strukturschwachen und ländlichen Regionen unzureichende Alterseinkommen 
die regionale Kaufkraft schmälern und die soziale Stabilität beeinträchtigen; 

5. Altersarmut den gesellschaftlichen Zusammenhalt und das Vertrauen in den 
Sozialstaat und dessen demokratische Institutionen gefährdet, weshalb 
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diejenigen, die jahrzehntelang gearbeitet, Kinder erzogen oder Angehörige 
gepflegt haben, im Alter eine würdevolle Rente erhalten müssen, um ihren 
Lebensstandard im Alter halten zu können, ohne auf Grundsicherung im Alter 
oder Wohngeld angewiesen zu sein; 

6. Frauen tragen weiterhin ein erhöhtes Risiko von Altersarmut. Ursachen hierfür 
sind insbesondere Erwerbsunterbrechungen aufgrund von Kindererziehung 
und Pflegeverantwortung, Teilzeitbeschäftigung sowie geringere Einkommen 
im Erwerbsleben. 

7. Eine zukunftsfeste Rentenpolitik braucht eine breitere 
Finanzierungsgrundlage, ein verlässliches und lebensstandardsicherndes 
Rentenniveau, Generationengerechtigkeit sowie den Ausschluss weiterer 
Erhöhungen des gesetzlichen Renteneintrittsalters  und den Erhalt der 
abschlagsfreien Altersrente für besonders langjährig Versicherte. 

II. Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, 

sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass 

1. die GRV zu einer solidarischen Erwerbstätigenversicherung nach dem 
Vorbild Österreichs weiterzuentwickeln, in die schrittweise alle 
Erwerbstätigen, insbesondere Beamte, Selbstständige, Abgeordnete und 
Mitglieder von Regierungen einbezogen werden, um die 
Finanzierungsbasis zu verbreitern, die Akzeptanz des Systems zu stärken 
und vergleichbare Einkommen gleich zu behandeln; 

2. das Rentenniveau dauerhaft mindestens auf dem derzeit gesetzlich 
gesicherten Niveau erhalten und perspektivisch so weiterentwickelt wird, 
dass langjährige Erwerbstätigkeit, Kindererziehung und Pflegeleistungen 
zu einer lebensstandardsichernden Alterssicherung führen und 
insbesondere Menschen mit durch die wirtschaftlichen Umbrüche nach 
1990 geprägten Erwerbsbiografien wirksam vor Altersarmut geschützt 
werden; 

3. eine weitere Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters 
ausgeschlossen wird und die abschlagsfreie Altersrente für besonders 
langjährig Versicherte dauerhaft erhalten bleibt; 

4. wirksame Maßnahmen gegen Altersarmut ergriffen werden, insbesondere 
für Frauen, Menschen mit unterbrochenen Erwerbsbiografien, 
Beschäftigte im Niedriglohnbereich sowie langjährig Versicherte mit 
geringen Rentenansprüchen, wobei die Anerkennung von 
Kindererziehungs- und Pflegezeiten weiter verbessert werden soll; 

5. sichergestellt wird, dass Menschen nach langjähriger Erwerbstätigkeit, 
Kindererziehung oder Pflege naher Angehöriger im Alter nicht auf 
Grundsicherung oder Wohngeld angewiesen sind; 
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6. die Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung nachhaltig zu 
stärken, insbesondere durch die schrittweise Einbeziehung weiterer 
Erwerbstätigengruppen sowie durch eine angemessene Beteiligung des 
Bundes an versicherungsfremden Leistungen; 

7. im Rahmen der angekündigten Rentenreform geprüft wird, wie eine 
zusätzliche betriebliche Altersvorsorge breiter abgesichert werden kann, 
insbesondere für Beschäftigte in nicht tarifgebundenen Unternehmen, 
wobei Arbeitgeber angemessen an der Finanzierung zu beteiligen sind 
und die GRV nicht geschwächt werden darf. 

Begründung: 

Immer mehr Menschen sorgen sich um ihre finanzielle Situation im Alter. Trotz 
jahrzehntelanger Erwerbstätigkeit droht vielen Menschen Altersarmut. Besonders 
betroffen sind Frauen, Beschäftigte im Niedriglohnbereich, Selbstständige mit 
lückenhaften Vorsorgebiografien sowie Menschen, die aufgrund von Kindererziehung 
oder Pflege Angehöriger zeitweise aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind. 

Der Freistaat Sachsen ist aufgrund seiner Altersstruktur von den Herausforderungen 
der Alterssicherung in besonderem Maße betroffen. Während die Ballungsräume 
Leipzig und Dresden wachsen, stehen viele ländliche Regionen vor einer 
zunehmenden Alterung der Bevölkerung. Eine verlässliche gesetzliche Rente ist 
deshalb nicht nur sozialpolitisch geboten, sondern auch ein wichtiger Faktor für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die wirtschaftliche Stabilität im Freistaat. 

Die Herausforderungen der Alterssicherung zeigen sich im Freistaat Sachsen 
besonders deutlich. Viele heutige Rentnerinnen und Rentner sowie künftige 
Rentenbezieher haben die wirtschaftlichen Umbrüche nach 1990 unmittelbar erlebt. 
Betriebsschließungen, Arbeitslosigkeit, Phasen gering entlohnter Beschäftigung und 
gebrochene Erwerbsbiografien führen bis heute zu niedrigeren Rentenanwartschaften. 
Wer nach der Wiedervereinigung seinen Arbeitsplatz verloren, sich beruflich neu 
orientiert und jahrzehntelang gearbeitet hat, darf im Alter nicht die Rechnung für die 
Umbrüche der 1990er Jahre bezahlen. Eine zukunftsfeste Rentenpolitik muss deshalb 
die besonderen ostdeutschen Erwerbsbiografien stärker berücksichtigen. 

Der Ministerpräsident, Michael Kretschmer, sieht das offenkundig genauso, wenn er 
darauf verweist, dass „die speziellen Bedürfnisse der Ostdeutschen bei der Reform zu 
berücksichtigen“ seien. Auch für ihn ist die Frage entscheidend, „wie man soziale 
Sicherheit […] für kommende Generationen verlässlich finanzieren kann.“1 

 
1 Vgl. Sächsische Zeitung/Leipziger Volkszeitung vom  23.06.2026, „Ostbeauftragte befürchtet 
Altersarmut durch Rentenreform“, Pressespiegel vom 23.06.2026, https://ps.landtag.sachsen.de/, 
zuletzt abgerufen am 25.06.2026. 
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Die aktuellen Vorschläge der Rentenkommission zeigen den bestehenden 
Reformbedarf in der Alterssicherung. Positiv ist die Diskussion über eine breitere 
Finanzierungsbasis durch die stärkere Einbeziehung weiterer Erwerbstätigengruppen. 
Gleichzeitig würden eine Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters sowie die 
Abschaffung der abschlagsfreien Altersrente für besonders langjährig Versicherte 
gerade im Freistaat Sachsen viele Menschen treffen, die bereits früh in das 
Erwerbsleben eingetreten sind und deren Erwerbsbiografien durch die wirtschaftlichen 
Umbrüche nach 1990 geprägt wurden. Eine zukunftsfeste Rentenpolitik darf nicht 
einseitig auf längere Lebensarbeitszeiten setzen, sondern muss die Lebensleistung 
der Menschen anerkennen und Altersarmut wirksam verhindern. 

Während in Deutschland die gesetzliche Rente immer mehr unter Druck gerät, zeigt 
das österreichische Rentensystem der Pflichtversicherung für alle Erwerbstätigen, 
dass eine leistungsfähige gesetzliche Altersversorgung möglich ist. Dort beginnt, die 
Pflichtversicherung, sobald die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind - egal ob die 
betroffenen Personen davon wissen oder es wollen - und es zahlen deutlich mehr 
Erwerbstätigengruppen in ein gemeinsames System ein. Beamte, Selbstständige und 
Politiker werden schrittweise in die gesetzliche Altersvorsorge einbezogen. Dadurch 
können höhere Rentenleistungen erreicht und die Finanzierung auf eine breitere 
Grundlage gestellt werden.2 

Die Einbeziehung weiterer Erwerbstätigengruppen in die GRV würde nicht nur die 
Finanzierungsbasis verbreitern, sondern auch die gesellschaftliche Akzeptanz des 
Rentensystems stärken. Wer vergleichbare Einkommen erzielt, sollte grundsätzlich 
nach vergleichbaren Regeln zur Finanzierung der Alterssicherung beitragen. 

Auch in Deutschland wird inzwischen parteiübergreifend über eine stärkere 
Einbeziehung weiterer Erwerbstätigengruppen in die GRV diskutiert. Die Debatte zeigt, 
dass Reformbedarf besteht und die bisherige Entwicklung nicht geeignet ist, das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Alterssicherung dauerhaft zu erhalten. 

Aktuell wird zudem über die Zukunft der betrieblichen Altersvorsorge diskutiert. Der 

Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat vorgeschlagen, eine verpflichtende 
betriebliche Altersvorsorge mit Beteiligung der Arbeitgeber einzuführen, da Millionen 
Beschäftigte bislang über keine entsprechende Absicherung verfügen.3 

Gleichzeitig muss jede Rentenreform den Grundsatz der Generationengerechtigkeit 
beachten. Das Ziel muss eine zukunftsfeste Alterssicherung sein, die sowohl den 
Lebensstandard im Alter sichert, die Altersarmut verhindert und allen Menschen nach 

 
2 Vgl. zum System der Pflichtversicherung für alle Erwerbstätigen in der Republik Österreich, 
oesterreich.gv.at „System der Pflichtversicherung (ASVG, GSVG, FSVG, BSVG)“, 
https://www.oesterreich.gv.at/de/themen/arbeit_beruf_und_pension/pension/1/Seite.270110, 
abgerufen am 25.06.2026. 
3 Vgl. WiWo Plus vom 09.06.2026, „DGB fordert verpflichtende Betriebsrente für alle“, 
https://www.wiwo.de/politik/deutschland/rentenkommission-dgb-fordert-verpflichtende-betriebsrente-
fuer-alle/100231481.html; abgerufen am 25.06.2026. 
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einem langen Arbeitsleben ein würdevolles Leben mir einer auskömmlichen Rente 
ermöglicht, als auch künftige Generationen nicht überfordert. 

Der Vorschlag des DGB kann einen Diskussionsbeitrag leisten, darf jedoch die GRV 
nicht ersetzen, sondern allenfalls ergänzen. Die gesetzliche Rentenversicherung ist 
und muss auch künftig die tragende Säule der Alterssicherung bleiben. Ziel muss es 
sein, Altersarmut wirksam zu verhindern, das Vertrauen in die GRV wiederherzustellen 
und allen Menschen nach einem langen Arbeitsleben eine würdevolle und 
auskömmliche Rente zu ermöglichen. 

Mit Blick auf die Empfehlungen für eine Rentenreform hat jüngst die Ostbeauftragte 
Elisabeth Kaiser vor einem besonderen Altersarmutsrisiko in Ostdeutschland gewarnt: 
„Für Menschen in Ostdeutschland darf es keine Absenkung des aktuellen 
Rentenniveaus ab 2031 geben".4 

 

 

 

 
Ronny Kupke, MdL 
BSW-Fraktion 

 

i. V. Jens Hentschel-Thöricht, MdL 
BSW-Fraktion 

 

 
4 Vgl. Sächsische Zeitung/Leipziger Volkszeitung vom 23.06.2026, „Ostbeauftragte befürchtet 
Altersarmut durch Rentenreform“, Pressespiegel vom 23.06.2026, https://ps.landtag.sachsen.de/ 
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